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			Peter Kruse, Präsident der Arbeitnehmerkammer Bremen

			Liebe Kolleginnen, lieber Kollegen,

			im August beginnt das neue Ausbildungsjahr – und wie in jedem Jahr gibt es auch jetzt im Juli noch viele junge Leute, die keinen Ausbildungsplatz gefunden haben. Oft wird als Grund die mangelnde Ausbildungsreife der Schulabgänger vorgebracht. Aber so einfach ist es nicht, ganz im Gegenteil: In Bremen gibt es schlicht zu wenig Plätze und das seit vielen Jahren. Nur ein Viertel der Bremer Betriebe bildet überhaupt aus, die Folge: Es gehen viele Jugendliche leer aus, die dann im darauffolgenden Jahr mit den neuen Schulabgängern um freie Plätze konkurrieren.

			Die Bremer Vereinbarung für Ausbildung und Fachkräftesicherung – der auch die Arbeitnehmerkammer angehört – versucht hier seit Jahren gegenzusteuern. Nur: Ohne die Bereitschaft der Betriebe, Zeit und auch Geld in die Ausbildung des Nachwuchses zu investieren, wird es nicht gehen. Wie sieht es zum Beispiel in Ihrem Betrieb aus? Bildet Ihr Arbeitgeber aus? Wenn nicht, warum nicht? Sprechen Sie Ihren Arbeitgeber an – als Betriebsrat gibt Ihnen das Betriebsverfassungsgesetz sogar ein Vorschlags-und Beratungsrecht, wenn es um die Frage geht, wie hoch der Ausbildungsbedarf im eigenen Betrieb ist. Der Gesetzgeber fordert den Arbeitgeber darin auf, zusammen mit dem Betriebsrat berufliche Ausbildung zu fördern. Sie haben also gute Argumente auf Ihrer Seite. Für kleine Betriebe gibt es darüber hinaus Möglichkeiten, Ausbildung anzubieten, auch wenn sie nicht alle Ausbildungsteile im Betrieb abdecken können.

			Wir haben uns vorgenommen, in Bremen und Bremerhaven keinen jungen Menschen unversorgt zu lassen – und das wichtigste Angebot bleibt dabei die betriebliche Ausbildung. Unterstützen Sie dieses Ziel und damit die vielen jungen Leute auf Ihrem beruflichen Weg.

			Ihr Peter Kruse

			Kontakt: → bam@arbeitnehmerkammer.de

		

	
		
			Die Bremer Arbeitswelt in Zahlen

		

		
			Typisch Mann – typisch Frau? Ausbildungsberufe in Bremen
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			Kurz gemeldet

			Kurz gemeldet

			Internationaler Kammertag in Luxemburg

			Alle zwei Jahre treffen sich die Arbeitnehmerkammern Bremen, Österreich, Luxemburg und Saarland zum internationalen Kammertag. Diesmal kamen sie im Mai in Luxemburg zusammen, um über die Digitalisierung von Wirtschaft und Gesellschaft zu diskutieren. Die neue Arbeitswelt, die Arbeitnehmervertreter vor besondere Herausforderungen stellt, muss solidarisch gestaltet werden: auf europäischer, nationaler und betrieblicher Ebene. Dafür arbeiten die Kammern intensiv zusammen.
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			Kammer verleiht Sonderpreis an Bremer Schüler

			Für ihr Engagement gegen Ausgrenzung und für Toleranz hat die Arbeitnehmerkammer im Juni 2017 Bremer Jugendliche beim Senats-Wettbewerb „Dem Hass keine Chance“ mit einem Sonderpreis über 400 Euro ausgezeichnet. Der Preis geht an Schülerinnen und Schüler des Schulzentrums an der Alwin-Lonke-Straße. Im Rahmen des Projekts sind elf „Bremer Boxen“ entstanden – individuell gestaltete Räume, die die Schüler in ihren Modellen an ganz spezielle Orte in Bremen gestellt haben: Auf den Domshof, in den Bürgerpark, auf einen Schulhof. Sie sollen Passanten und Besuchern als Begegnungs- und Kommunikationsraum dienen.
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			Bleib dran! – Jetzt auch in Bremerhaven

			Kostenlos, neutral, vertraulich: Seit 1999 berät „Ausbildung – Bleib dran!“ Auszubildende und Ausbildungsbetriebe in Konfliktsituationen. Gemeinsam werden in der Beratung Konflikte geklärt und Lösungen erarbeitet. In der Stadt Bremen bieten drei Beraterinnen und Berater ihre Unterstützung an, ab Juli 2017 wird auch in Bremerhaven ein Berater bei den Kaufmännischen Lehranstalten daran arbeiten, dass es weniger Ausbildungsabbrüche gibt. Gefördert wird das Projekt vom Senator für Wirtschaft, Arbeit und Häfen und der Arbeitnehmerkammer Bremen.

			→ www.bleibdran.uni-bremen.de
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			Neue Geschäftsführung bei der wisoak
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			Foto: Kai Michalak

			Seit 1. Juli 2017 leitet Dr. Nadine Tobisch die Wirtschafts- und Sozialakademie der Arbeitnehmerkammer Bremen. Die Diplompädagogin löst Hans-Werner Steinhaus ab, der in den Ruhestand gegangen ist. 2009 kam Tobisch zur wisoak – damals als Geschäftsbereichsleitung für Bremerhaven. Im Laufe der Jahre übernahm sie in verschiedenen Bereichen immer mehr Verantwortung. In ihrer neuen Position will Tobisch die wisoak als modernen Bildungsdienstleister weiterentwickeln. Wichtig ist ihr auch die Durchlässigkeit zwischen beruflicher Bildung und Hochschule – hier entstehen neue Formate für Arbeitnehmer. 
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			Neue Hinzuverdienstregelung für Frührentner

			Wer schon vor der Regelaltersgrenze eine Rente bezieht, darf nur bis zu einer bestimmten Grenze hinzuverdienen – anderenfalls wird die Rente zur „Teilrente“ gekürzt. Bislang war dabei eine Teilrentenstufe zu wählen, aus der sich eine feste Hinzuverdienstgrenze ergab. Dieses System wurde zum 1. Juli geändert. Nun ist grundsätzlich der erwartete Hinzuverdienst anzugeben, aus dem die Teilrente berechnet wird. 6.300 Euro Hinzuverdienst pro Jahr sind dabei ohne Kürzungen möglich, für jeden weiteren Euro wird die Rente um 40 Cent gekürzt.
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			Länger Geld für Alleinerziehende 

			Alleinerziehende können Unterhaltsvorschuss beantragen, wenn der andere Elternteil keinen Kindesunterhalt zahlt. Bisher beschränkten sich die Zahlungen auf 72 Monate und maximal bis zum zwölften Lebensjahr des Kindes. 

			Zum 1.7.2017 wurde diese Begrenzung aufgehoben. Das maximale Bezugsalter liegt jetzt bei 18 Jahren und die Befristung entfällt. Kinder ab zwölf erhalten den Vorschuss, wenn sie nicht auf Hartz-IV-Leistungen angewiesen sind oder der alleinerziehende Elternteil diese zwar bekommt, aber mindestens 600 Euro brutto verdient. 
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			Schwerpunkt

			Ihre Stimme zählt! – Bundestagswahl 2017

			Am 24. September wird ein neuer Bundestag gewählt. Zuletzt ist die Wahlbeteiligung wieder leicht gestiegen, nachdem sie 2009 ihren bisher niedrigsten Stand erreicht hatte. Die Arbeitnehmerkammer Bremen hat fünf Menschen dieser Stadt gefragt, ob und warum sie zur Wahl gehen und welche Themen sie bewegen

			Text: Janet Binder – Fotos: Kay Michalak
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			Giulia Paglialonga (43) ist gelernte Krankenschwester, hat Ethnologie, Romanistik sowie Management für Gesundheitsberufe studiert und arbeitet als Projektmanagerin für ausländische Pflegekräfte in einem großen Bremer Pflegeunternehmen. 

			„Zur Bundestagswahl zu gehen, finde ich wichtig. Sie ist ein bedeutendes Element einer Demokratie. Das sieht man gerade jetzt, wo immer mehr Länder dazu übergehen, demokratische Systeme abzuschaffen und Diktaturen zu installieren – so wie in der Türkei. Wenn man sich das vor Augen führt, wird einem bewusst, wie relevant es ist, sich an einer Wahl zu beteiligen.

			Das Thema Ökologie ist mir sehr wichtig: Ich möchte, dass der Ausbau der regenerativen Energien gestärkt und weniger Autos mit Verbrennungsmotoren auf den Straßen fahren. Es müssen bessere Alternativen geschaffen werden, sich fortzubewegen. Außerdem bin ich für die Abschaffung der Massentierhaltung und von Monokulturen in der Landwirtschaft. Die Generationen nach uns müssen noch eine lebenswerte Umwelt vorfinden. 

			Auch im sozialen Bereich gibt es meiner Meinung nach erheblichen Verbesserungsbedarf. So sollten zum Beispiel Pflegedürftige ihren Bedürfnissen entsprechend versorgt werden, zumindest muss der jetzige Standard erhalten bleiben und darf nicht an Qualität verlieren. Ich arbeite selbst in der Altenpflege.

			Leider sind Rechtspopulisten in Deutschland inzwischen hoffähig geworden. Deshalb muss man gerade in diesen Zeiten ein Zeichen gegen Ausländerfeindlichkeit setzen. Solche Menschen wie Marine Le Pen darf man nicht an die Macht kommen lassen.“
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			Daniela Elisat (46) arbeitet als Sozialpädagogin in einem Kindergarten eines sozialen Trägers. Sie ist Mutter von zwei Kindern.

			„In den letzten Jahren ist bei vielen die Lust eingeschlafen, zu Wahlen zu gehen. Ich kann mir aber vorstellen, dass dieses Mal wieder mehr Menschen ihre Stimme abgeben, um etwas gegen die Nationalisten zu unternehmen, die verstärkt unterwegs sind. Die Verhältnisse in Polen, Ungarn und in Frankreich haben viele aufgeschreckt. Ich werde auf jeden Fall wählen gehen.

			Andererseits kann ich die Politikverdrossenheit aber auch verstehen. Die Parteien in Deutschland haben sich immer mehr vom realen Leben entfremdet. Sie stellen Themen in den Mittelpunkt, die mein Leben nicht betreffen. Dringend etwas getan werden müsste in der Gesundheits- und Bildungspolitik. Die Situation in Kliniken, in der Pflege und in Schulen ist desolat. Die Entwicklung der Überseestadt ist toll, aber wenn ich mir den Zustand von Turnhallen ansehe, in denen es reinregnet und die Decke schimmelt, ist das eine deutliche Schieflage. Und auch die Kosten-Nutzen-Rechnung in Krankenhäusern finde ich grundlegend falsch.

			Mich ärgert, dass Politiker nicht verbindlich sind. Was sie sagen, ist Wischiwaschi und austauschbar. Oft geht es ihnen gar nicht um die Sache, sondern nur um Posten. Ich wünschte, Politiker verschiedener Parteien würden konstruktiv miteinander kooperieren, statt sich Grabenkämpfe zu liefern. Das bestehende Parteiensystem sollte vielleicht mal grundsätzlich überdacht werden. Mir fehlen auch die Visionen dafür, wie unsere Gesellschaft künftig aussehen soll.“
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			Noel Evers (18), Schüler und Erstwähler

			„Vor Kurzem bin ich 18 geworden und darf jetzt zum ersten Mal wählen. Mit dem Thema habe ich mich schon beschäftigt und mich ein Stück festgelegt, in welche Richtung ich gehe. Mir liegt eine humane Politik sehr am Herzen: Ich möchte, dass wir ein freundliches Land sind und offen für Flüchtlinge. Sie sollten hier Zuflucht finden – in einem System, das jedes Individuum unterstützt. Deutschland muss für andere ein Beispiel für Humanität sein. 

			Als Jugendleiter in einer Kirchengemeinde, im Sportverein und über die Schule bin ich mit Flüchtlingen in Kontakt gekommen. Wer gegen sie polemisiert, hat meiner Meinung nach ein Bildungsproblem. Die Behauptung der Überfremdung stimmt einfach nicht. Die Werte anderer Kulturen können für uns eine Bereicherung sein. 

			Wenn ich mir Politiker in anderen Ländern ansehe, die ihre Macht missbrauchen, habe ich großes Vertrauen in unsere Politiker. In einem Land wie Deutschland fühle ich mich sehr wohl, deshalb finde ich es auch wichtig, zur Wahl zu gehen. Dass Politiker nicht immer alles eins zu eins umsetzen können, was sie im Wahlkampf versprochen haben, finde ich nicht schlimm. Ich würde deshalb niemals das Vertrauen in unser System verlieren. Wichtig ist, dass man gewisse Ziele anstrebt und Zeichen setzt. Der Versuch ist es wert.

			Ich könnte mir vorstellen, später in eine Partei einzutreten. Das fände ich auf jeden Fall spannend. Aber dafür müsste ich mich mehr mit Politik beschäftigen. Und dafür fehlt mir die Zeit. Im nächsten Jahr mache ich mein Abitur.“
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			Nina Oberländer (44) hat Grafik-Design studiert und leitet das Bildungsmarketing der Volkshochschule Bremen. Sie ist Mutter von drei Kindern.

			„Ich bin in Malawi in Afrika aufgewachsen und habe dort eine Quasi-Diktatur erlebt. Es gab zwar einen gewählten Präsidenten, aber auf Lebenszeit. Wenn der Präsident vorbeifuhr, mussten die Menschen auf der Straße stehen und ihm zuwinken. Das Militär hat die Leute aus dem Haus getrieben. Wir haben drei bis vier Stunden in der sengenden Hitze gestanden und auf den Präsidenten gewartet.

			Mit solch krassen Erlebnissen sehe ich es als meine gesellschaftliche Pflicht an, zur Wahl zu gehen. Ich kenne kein System, das ich besser finde als die Demokratie. Wenn man mit der Politik nicht einverstanden ist, gibt es andere Wege das zu zeigen, als seine Stimme zu verweigern. Alles nur zu verneinen, ist nicht konstruktiv. Und als Mutter von drei Kindern habe ich auch Vorbildcharakter für sie. 

			Gleichzeitig sehe ich auch, dass die Themen der Politiker nicht die sind, die meine Kinder betreffen. Wenn Politiker Interesse daran hätten, mit Jugendlichen in den Dialog zu treten, dann wären sie da, wo die Jugendlichen sind: im Internet – mit einem guten Instagram-Account oder bei Snapchat. Über Schulthemen wird entschieden, ohne dass Politiker eine Ahnung davon haben, was Schulalltag bedeutet. Vor allem für die Integration wird nicht genügend getan. In der Klasse eines meiner Kinder waren zwei Flüchtlinge ohne Deutschkenntnisse, weil die Deutschkurse voll waren. So was führt zwangsläufig zu Konflikten.“
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			Wolfgang Kaufmann (69), Rentner und Concierge in einem Bürokomplex in der Innenstadt.

			„Meine Frau und ich gehen immer zur Wahl. Dieses Mal haben wir aber lange überlegt, ob wir es wieder tun. Letztendlich sind wir zum Ergebnis gekommen, dass wir unser Kreuz machen werden, aber wir wissen beide noch nicht, wo. Sonst war immer alles klar, diesmal ist nichts klar. Aber die Stimme nicht abzugeben, ist für uns dann doch keine Alternative.

			Alle vier Jahre wollen die Politiker unsere Stimmen und wenn sie sie dann haben, dann kümmert sich keiner mehr um die Sorgen des kleinen Mannes. Es werden Versprechen gemacht, die nicht eingehalten werden. Die Politiker beschäftigen sich zu viel mit sich selbst – egal ob auf Bundes-, Landes- oder Lokalebene. Und sie sind Lobbyisten für die Großen, die Kleinen werden ignoriert. Da wird dann kurz mal die Rente erhöht und dann soll der kleine Mann wieder still sein. Bei uns in Huchting-Grolland haben wir ein großes Problem mit Häusereinbrüchen. Zu dem Thema kommt nicht viel rüber von den großen Parteien. Das Gleiche gilt für das Bordell, das hier entstehen soll. Das will keiner von den Grollandern haben.

			Ich würde mir wünschen, dass das Wort Demokratie auch mal ausgelebt wird und nicht nur derjenige profitiert, der am lautesten schreit. Ich finde es auch nicht gut, dass die Schere zwischen Arm und Reich immer mehr auseinandergeht. Es kann doch nicht sein, dass ein Familienvater mit zwei Kindern zwei Jobs braucht, um finanziell das zu meistern, was er braucht.“
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			Warum wählen?

			Rente, Steuern, Arbeit – bundespolitisch gibt es viele Inhalte, die für Beschäftigte relevant sind. Wieso der Gang zur Wahlurne so wichtig ist und welche Themen die Arbeitnehmerkammer zur Wahl in den Fokus nimmt

			Im Land Bremen sind rund 500.000 Menschen aufgerufen, ihre Stimme zur Bundestagswahl abzugeben. Vor 20 Jahren lag die Wahlbeteiligung bundesweit noch bei über 82 Prozent, danach sank sie kontinuierlich. Erst bei der letzten Bundestagswahl stieg sie wieder leicht an. Gründe für das Desinteresse der Nichtwähler gibt es viele: Die Rede ist immer wieder von einer allgemeinen Parteien- und Politikverdrossenheit und Unzufriedenheit mit dem politischen System. 

			Thomas Köcher, Leiter der Landeszentrale für politische Bildung, kann diese Gründe nicht nachvollziehen. „Wenn ich mich nicht an einer Demokratie beteilige, wird das nicht zur Verbesserung der eigenen Lebenssituation führen“, betont er. Der Gang zur Wahlurne sei eine wichtige Möglichkeit, im System etwas zu verändern. Dass in bürgerlichen Quartieren deutlich mehr Menschen zur Wahl gingen als in sozial schwachen, verstärke die soziale Spaltung nur. „Die Zusammensetzung des Bundestags ist dadurch nicht mehr repräsentativ“, so Köcher. Nur eine hohe Wahlbeteiligung ermögliche es, die soziale Spaltung zu verringern. „Die Wahlenthaltung ist die schlechteste aller Alternativen.“ 

			Seiner Ansicht nach unterscheiden sich die Parteien sehr wohl voneinander: „Wer sich mit den Wahlprogrammen beschäftigt, erkennt klare Unterschiede.“ Nicht jeder Wähler hat dafür Zeit und Muße, deshalb empfiehlt Köcher den Wahl-O-Mat, den die Bundeszentrale für politische Bildung ab Anfang August im Internet freischaltet. „Der Wahl-O-Mat kann helfen, Parteien einschätzen zu können.“

			Themen und Forderungen der Arbeitnehmerkammer zur Wahl

			Rentenpolitik

			Das Ziel der Rentenpolitik muss es sein, den Lebensstandard der Rentner wieder zu sichern. Mittelfristig muss dafür das Rentenniveau auf mindestens 50 Prozent erhöht werden. Heute beträgt es nur noch rund 48 Prozent und könnte bis 2045 auf knapp 42 Prozent sinken. Die Beschäftigten sind zwar aufgefordert, die Rentenlücke durch betriebliche und private Altersvorsorge zu schließen. Doch das belastet sie einseitig und ist in dem von der Politik gewünschten Maß gar nicht umsetzbar. Gewinner des jetzigen Systems sind die Arbeitgeber, die einen immer kleineren Anteil der Gesamtkosten tragen müssen.

			Die Arbeitnehmerkammer fordert deshalb die Rückkehr zu einer leistungsfähigen gesetzlichen Rentenversicherung, bei der die Beitragszahlungen gerecht zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern verteilt sind. Wünschenswert wäre es, dass auch Selbstständige in die gesetzliche Rentenversicherung einzahlen, so wie es in Österreich der Fall ist. Zudem muss der soziale Ausgleich in der gesetzlichen Rentenversicherung wieder gestärkt werden: Zeiten mit niedrigen Einkommen und Phasen von Arbeitslosigkeit sollten aufgewertet werden. Und Bezieher von Erwerbsminderungsrenten müssen bessergestellt werden.
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			Steuerpolitik und Sozialabgaben

			Arbeitgeber beteiligen sich nicht nur an der Alterssicherung zu wenig, sondern an der Sozialstaatsfinanzierung insgesamt. Unter den großen europäischen Sozialversicherungsstaaten verlangt Deutschland von den Arbeitgebern die niedrigste Sozialabgabequote. Zugleich müssen die Beschäftigten hierzulande den mit Abstand größten Anteil ihres Bruttolohns für Sozialversicherungen aufwenden. Die Arbeitnehmerkammer fordert, die Arbeitgeber gleichermaßen an den Kosten zu beteiligen, etwa bei der gesetzlichen Krankenversicherung. 

			Benachteiligt sind Beschäftigte aber auch durch hohe Lohnsteuern. Der deutsche Staat wird in hohem Maß von der Einkommens- und der Umsatzsteuer finanziert. Gemeinsam sorgen sie für rund drei Viertel des Steueraufkommens. Entsprechend sind Beschäftigte stark mit der Lohnsteuer belastet – und das bereits bei mittleren Einkommen. 

			Der Spitzensteuersatz sollte deshalb steigen – und für wirklich hohe Einkommen gelten. Außerdem müssen Erbschaften und Vermögen wieder angemessen besteuert werden. Und statt der pauschalen Abgeltungssteuer sind wieder die individuellen Steuersätze auf Kapitaleinkünfte anzusetzen. Denn Einkommen aus Arbeit dürfen nicht höher besteuert werden als Kapitalerträge.
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			Arbeitslosenversicherung

			Arbeitsstellen werden heute häufiger gewechselt als früher; Vertragslaufzeiten sind nicht selten befristet. In der Folge hat längst nicht jeder Beschäftigte Anspruch auf Arbeitslosengeld. Die Arbeitnehmerkammer fordert deshalb: Wer in den letzten drei Jahren (statt zurzeit zwei Jahre) mindestens sechs Monate (statt zwölf Monate) in die Arbeitslosenversicherung Beiträge gezahlt hat, muss mindestens für ein halbes Jahr Arbeitslosengeld bekommen. Wer seinen langjährigen Job verliert, soll die Leistung bis zu 24 Monate beziehen können. Damit auch bei niedrigen Löhnen das Arbeitslosengeld ausreicht, muss es für alle bei 67 Prozent des Nettoverdienstes liegen.

			Arbeitslose sind oft auf gute Weiterbildung angewiesen, um wieder eine Stelle zu finden. Deshalb muss das Förderangebot der Arbeitslosenversicherung die berufliche Weiterbildung wieder in den Fokus rücken. Hat ein Jobsuchender noch keinen Berufsabschluss, soll er ihn nachholen können. Die Arbeitnehmerkammer fordert für Teilnehmer solcher Maßnahmen ein Qualifizierungsgeld, das über dem Arbeitslosengeld liegt. Auch Langzeitarbeitslose dürfen nicht aufgegeben werden.
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			Prekäre Beschäftigung

			Die Einführung des Mindestlohns war ein Meilenstein. Nun muss er zügig erhöht werden, da sein Niveau unter der Armutsschwelle liegt. Wächst der Mindestlohn nicht mindestens mit den Reallohnentwicklungen, wird auch die Lohnungleichheit immer größer. Sorgen macht der Arbeitnehmerkammer, dass das Mindestlohngesetz nicht überall eingehalten wird. Die Kontrollen sollten verstärkt werden. 

			Die Leiharbeit muss stärker reguliert werden. Leiharbeitsbeschäftigte müssen vom ersten Tag an mindestens genauso entlohnt werden wie die Stammbelegschaft. Die Überlassungshöchstdauer muss sich auf den Arbeitsplatz beziehen, nicht auf die entliehenen Beschäftigten, und sie muss auf zwölf Monate begrenzt werden. 

			Teilzeitarbeit ist oft nicht freiwillig gewählt. Die Arbeitnehmerkammer fordert ein Rückkehrrecht auf Vollzeit. Immer mehr Beschäftigte sind auch noch ständig „auf Abruf“. Ihr Einkommen schwankt, sie müssen sich aber ständig verfügbar halten. Diese Abrufarbeit muss wieder verboten werden.

			Junge Menschen starten oft mit befristeten Verträgen ins Arbeitsleben, obwohl es für diese keinen sachlichen Grund gibt. Diese Möglichkeit für die Arbeitgeber muss wieder abgeschafft werden.
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			Wahl-O-Mat: Das Frage-und-Antwort-Tool der Bundeszentale für politische Bildung zeigt, welche zu einer Wahl zugelassene Partei der eigenen politischen Position am nächsten steht. Den Wahl-O-Mat gibt es seit 2002. Für die Bundestagswahl 2017 steht er zwei bis vier Wochen vor der Wahl zur Verfügung. www.bpb.de/politik/wahlen/wahl-o-mat/

		

	
		
			Arbeit & Gesundheit

			Impfschutz am Arbeitsplatz

			Text: Anette Melerski

			Erzieherinnen und Pflegekräfte, Landschaftsgärtnerinnen und Kanalarbeiter: besonders bei bestimmten Berufsgruppen spielen ansteckende Krankheiten wie Masern und Röteln, Tetanus und Hepatitis auch am Arbeitsplatz eine Rolle. Der Schutz vor Infektionen ist damit Teil des betrieblichen Arbeitsschutzes.
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			Schutz vor Ansteckung? 

			Kinderkrankheiten begleiten Beschäftigte in Kindergarten und Schule ein Berufsleben lang. Wer im Gartenbau arbeitet, sollte gegen Zeckenbisse und Tetanus geschützt sein, Kanal- und Klärwerksarbeiter, die Kontakt mit Abwasser haben, gegen Hepatitis A. Bei beruflich bedingten Auslandsaufenthalten ist abzuklären, ob wegen landesspezifischer Risiken eine Impfung notwendig ist. Und bei Schwangeren oder Kolleginnen in der Familienplanung sind Infektionsgefährdungen bei der Arbeit besonders zu beachten: Steckt sich etwa eine nicht immune, schwangere Beschäftigte in der Kinderkrankenpflege mit Röteln an, ist die Gesundheit des ungeborenen Babys gefährdet. 

			Ob Beschäftigte bei der Arbeit mit Krankheitserregern in Kontakt kommen und wie sie geschützt werden können, zählt zum Arbeitsschutz und liegt in der Verantwortung des Arbeitgebers. Besteht ein Infektionsrisiko, muss der Arbeitgeber die arbeitsmedizinische Vorsorge veranlassen. Beschäftigte sollten sich daher informieren, ob ihre Tätigkeit mit besonderen Infektionsrisiken verbunden ist.

			Arbeitgeber oder Krankenkasse: Wer trägt die Kosten? 

			Bei der arbeitsmedizinischen Vorsorge prüfen Betriebsärzte in Betrieben, in denen ein berufsbedingtes Infektionsrisiko vorliegt, den Immunstatus und beraten zum Thema Impfung. Seit Sommer 2015 können sie auf Grundlage des Präventionsgesetzes generell im Betrieb zum Impfschutz beraten und auch allgemeine Schutzimpfungen durchführen. Das setzt allerdings das Einverständnis der Beschäftigten voraus. Eine Impfpflicht gibt es nicht. Eine Schutzimpfung, etwa gegen Grippe, die nicht mit einer Infektionsgefährdung durch den Arbeitsplatz einhergeht, ist nicht Teil des Arbeitsschutzes und der arbeitsmedizinischen Vorsorge – für die Kosten muss daher die Krankenkasse aufkommen, nicht der Arbeitgeber. 

			Impfen schützt – auch indirekt

			Wer sich impfen lässt, schützt sich selbst direkt – und bewahrt indirekt andere vor einer Ansteckung. So schützt zum Beispiel eine Hepatitis-A-Impfung nicht nur die Köchin in der Kita, sondern auch die Kinder. 

			Tipp:

			Impfungen können nur bestimmte Infektionskrankheiten verhüten. Viele Infektionen werden „von Hand zu Hand“ gereicht – regelmäßiges und gründliches Händewaschen mit Wasser und Seife macht deshalb schon einen Großteil des Schutzes vor ansteckenden Krankheiten aus. 
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			Schutzimpfungen müssen im Impfpass dokumentiert sein. Grundsätzlich ist es sinnvoll, den Impfschutz – etwa beim Hausarzt – regelmäßig prüfen zu lassen. Aktuelle Impfempfehlungen und weitere Informationen der ständigen Impfkommission des Robert-Koch-Instituts finden Sie unter → www.rki.de oder in der STIKO@rki-App. 

		

	
		
			Fragen & Antworten

			Private Zusatzversicherungen – was Beschäftigte wissen sollten

			Gesetzlich Krankenversicherte können sich zusätzlich privat versichern, um Mehrkosten etwa für Zahnersatz zum Teil aufzufangen oder Privatpatientenleistungen zu bekommen. Wir haben Annabel Oelmann, Vorstand der Verbraucherzentrale Bremen, gefragt, welche Policen sinnvoll sind

			Text: Hanna Mollenhauer – Foto: Kay Michalak
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			 Eine Auslandsreisekrankenversicherung ist sinnvoll 

			1. Krankenhauszusatzversicherung

			Hier kann ein Kassenpatient nahezu die gleichen Leistungen absichern wie Privatpatienten, etwa die Wahl der Klinik, Behandlung durch den Chefarzt und ein Ein- oder Zweibett- statt einem Mehrbettzimmer. Allerdings übernehmen viele Versicherer keine Behandlungskosten in einer Privatklinik, wenn kein Vertragsverhältnis mit der gesetzlichen Kasse des Patienten besteht. Dies sollten Patientinnen und Patienten abklären, bevor sie sich in eine Privatklinik begeben. Vor dem Abschluss einer Krankenhauszusatzversicherung ist auch zu prüfen, bis zu welcher Höhe ärztliche Honorare erstattet werden. In der Regel werden die Kosten bis zum 3,5-fachen Satz der Gebührenordnung für Ärzte übernommen. Tipp: Wem es bei der Unterbringung ausschließlich auf ein Einzelzimmer ankommt, sollte prüfen, ob es nicht kostengünstiger ist, den Aufpreis für das Zimmer selbst zu bezahlen, statt eine teure Zusatzversicherung abzuschließen.

			2. Krankenhaustagegeldversicherung

			Bei dieser Versicherung wird ein Tagessatz für einen Klinikaufenthalt vereinbart, den Versicherte zur Abdeckung weiterer Kosten nutzen können – zum Beispiel für Fernseh- oder Telefongebühren. Die Versicherung zahlt nur für die Tage, die ein Patient stationär im Krankenhaus verbringt. Die Police trägt nicht dazu bei, die eigene wirtschaftliche Existenz bei Krankheit abzusichern. Sie ist deshalb nicht notwendig.

			3. Ambulante Zusatzversicherung

			Diese Police übernimmt Kosten, wenn Kassenpatienten ambulant als Privatpatient behandelt werden wollen. Je nach Tarif können weitere Leistungen – wie etwa eine Behandlung beim Heilpraktiker – vereinbart werden. Meist müssen Versicherte das Kostenerstattungsverfahren bei ihrer gesetzlichen Krankenversicherung gewählt haben. Gegen den Abschluss einer solchen Versicherung sprechen jedoch die teuren Tarife.

			4. Zusatz- und Ergänzungsversicherungen

			Diese Versicherung springt ein, wenn Zuzahlungen nötig sind oder wenn die gesetzlichen Kassen die Kosten für Leistungen nicht mehr übernehmen – beispielsweise beim Zahnersatz, bei Brillengläsern oder Kontaktlinsen. In den meisten Fällen werden diese Leistungen als Paket angeboten. Interessenten sollten prüfen, ob alle versicherten Leistungen erforderlich sind. Beim Zahnersatz kann unter Umständen eine Zusatzversicherung sinnvoll sein, da mit dem gesetzlichen Kassenzuschuss nicht sämtliche Kosten abgedeckt werden. Auch hier ist jedoch eine genaue Prüfung unerlässlich, da unterschiedliche Leistungen angeboten werden und kaum eine Versicherung den vollen Eigenanteil übernimmt. 

			5. Auslandsreisekrankenversicherung

			Die Leistungen der gesetzlichen Krankenkassen in den Ländern der EU beziehungsweise in Ländern, mit denen ein Sozialversicherungsabkommen besteht, sind begrenzt. Die Kasse zahlt im Notfall für die Behandlung vor Ort und orientiert sich dabei an den Vorschriften des Reiselandes. Sie erstattet jedoch maximal die Kosten, die sie auch für eine Behandlung im Inland übernehmen würde. Für einen Rücktransport nach Hause müssen Versicherte selbst aufkommen. Bei einer Erkrankung auf Reisen in Ländern außerhalb der EU, mit denen kein Sozialversicherungsabkommen besteht, übernimmt die Kasse überhaupt keine Kosten. Der Abschluss einer Reisekrankenversicherung für Auslandsaufenthalte ist deshalb sinnvoll.

		

	
		
			Arbeitnehmerkammer Bremen

			Tipps & Termine

			BUCH-Tipp

			Selbstmanagement im Job
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			Denise Grauwiler 

			Selbstmanagement im Job

			Berufliches Wohlbefinden mit ZRM®

			Hogrefe, 2016, 223 S. 

			Im positiven Fall macht Arbeit glücklich. Im negativen Fall kann sie einer der größten Unglücksfaktoren sein. Laufbahncoach Denise Grauwiler zeigt, wie man belastende Situationen, Konflikte und Burn-out-Anzeichen bei der Arbeit frühzeitig erkennen und durch geeignete Selbstmanagement-Methoden positiv verändern und gestalten kann. Anhand von Themengebieten zeigt sie am Zürcher Ressourcen-Modell (ZRM) und der Persönlichkeits-System-Interaktionen (PSI), wie sich Beschäftigte wieder wohl bei ihrer Arbeit fühlen können.
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			Dieses Buch können Sie in der Stadtbibliothek ausleihen. KammerCard-Inhaber erhalten auf die BIBCARD der Stadtbibliothek zehn Prozent Ermäßigung! 

			→ www.arbeitnehmerkammer.de/kammercard
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			Art After Work in der Kunsthalle

			Mit fünf Euro sind Sie dabei – KammerCard-Inhaber können vergünstigt an der Feierabend-Führung durch die Ausstellung „Der Blinde Fleck. Bremen und die Kunst in der Kolonialzeit“ am 5. September um 18 Uhr teilnehmen. Der Besuch der Kunsthalle ist im Preis enthalten. 

			Anmeldung bis zum 25. August unter 

			→ kammercard@arbeitnehmerkammer.de
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			Ausstellung

			„Lieblingsräume – so vielfältig wie wir“
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			Foto: Universum ® Bremen / Martinsclub Bremen e. V.

			Ein gitarrenbauender Rollstuhlfahrer, eine gehörlose Bloggerin oder ein geflüchteter Syrer in seiner Wohngemeinschaft: Unterschiedlichste Menschen erzählen ihre Geschichten in der interaktiven Sonderausstellung im Universum Bremen. Zu sehen sind ihre – begehbaren – „Lieblingsräume“, in denen Besucher neue Perspektiven auf gesellschaftliche Themen erleben können. 

			Zu sehen bis zum 7. Januar 2018. Mit Veranstaltungsprogramm.
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			RADIO-TIPP

			„Schwer behindert“ 

			Das ARD Radio-Feature porträtiert behinderte Menschen, die trotz hoher Motivation keinen ihrer Qualifikation angemessenen Beruf finden. Viele Betriebe weigern sich, Menschen mit Behinderungen einzustellen und zahlen lieber die gesetzliche Ausgleichsabgabe. In Bewerbungsverfahren, besonders für Stellen in Leitungsfunktionen, werden Behinderte häufig ausgebremst. Vor zehn Jahren unterzeichnete Deutschland als einer der ersten Staaten die UN-Behindertenrechtskonvention, die Diskriminierung von Behinderten verbietet – auch im Arbeitsleben. 

			www.ardmediathek.de/radio (Suchwort: schwer behindert)

		

	
		
			Veranstaltungen

		

		
			Veranstaltungen
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			Weitere Veranstaltungen und Informationen unter → www.arbeitnehmerkammer.de/veranstaltungen

		

	
		
			weiterbildung

			Von der Erzieherin zur Leiterin

			Nicht nur Erzieherinnen werden dringend gesucht. Die Kindertagesstätten suchen händeringend auch Leitungskräfte. Die Wirtschafts- und Sozialakademie der Arbeitnehmerkammer (wisoak) in Bremerhaven bietet deshalb mit „KiTa Plus“ ein Weiterbildungsprogramm für pädagogische Fachkräfte an

			Text: Janet Binder – Foto: Kay Michalak
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			Für Sina Ritter hat das Programm der wisoak genau gepasst 

			Sina Ritter ist seit zwölf Jahren Erzieherin. Mit Kindern zu arbeiten, macht ihr riesigen Spaß. „Ich habe während meiner Ausbildung gedacht, dass ich immer bei den Kindern bleibe“, sagt die 31-Jährige. Eine Leitungsposition interessierte sie nie. Das änderte sich erst, als sie im Team ein pädagogisches Konzept für eine Krippe in der Kindertagesstätte (Kita) in Bremerhaven entwarf, in der sie zu der Zeit arbeitete. „Das Planen und Organisieren mochte ich so gerne, dass ich mir plötzlich doch eine Führungsaufgabe vorstellen konnte“, erzählt sie.

			Auch die Leiterin ihrer damaligen Kita erkannte ihr Potenzial und ermutigte sie, sich für eine Leitungsposition zu qualifizieren. Für Sina Ritter war es ein Glücksfall, dass die Wirtschafts- und Sozialakademie der Arbeitnehmerkammer (wisoak) in Bremerhaven ab Herbst 2016 erstmals die einjährige Fortbildung für Fachkräfte in Kindertageseinrichtungen zur Kita-Leitung „KiTa Plus“ anbot. Der Magistrat der Stadt Bremerhaven übernahm für die öffentlichen Kitas in der Seestadt die Finanzierung aus Haushaltsmitteln. 

			Sina Ritter bewarb sich und wurde angenommen. „Das Programm der wisoak hat genau gepasst und ist auch mit einem Kind gut vereinbar“, freut sich die alleinerziehende Mutter einer achtjährigen Tochter. Denn alle Unterrichtstermine standen bereits zu Beginn fest. So konnte sie frühzeitig in ihrer Kita Bescheid geben, an welchen Tagen sie fehlen würde, sowie die Betreuung ihrer Tochter organisieren. 

			Zwei Drittel der Unterrichtszeit finden während der Arbeitszeit statt, ein Drittel in der Freizeit. „Das ist absolut machbar“, sagt Sina Ritter. Auf dem Stundenplan stehen Themen wie Mitarbeiter- und Gesprächsführung, Dokumentation, rechtliche Fragen oder Dienstplangestaltung. Ein zentrales Thema des Kurses ist, seine eigene Führungspersönlichkeit zu finden. „Wenn man plötzlich von der Kollegin zur Leiterin wird, ist das für viele nicht einfach“, sagt Birgit Spindler, Bildungsmanagerin bei der wisoak Bremerhaven. „Da ist es wichtig, ein persönliches Leitbild zu entwickeln und seine individuellen Stärken zu erkennen.“ 

			Sina Ritter hat nun eine genaue Vorstellung, welche Rolle und welche Aufgaben auf sie warten. „Der Kurs ist sehr praxisnah aufgebaut“, lobt sie. Die jetzige Fortbildung zur zertifizierten Kita-Leitung mit sieben Pflicht-Modulen und drei Ergänzungsmodulen läuft noch bis Oktober. Ein neues Angebot ist für 2018 geplant.

			Sina Ritter musste nicht bis zum Ende der Fortbildung warten, bis sie einen neuen Job hatte. Sie hat bereits als stellvertretende Leiterin einer Kita mit 90 Kindern und elf Mitarbeitern begonnen. Die ausgeschriebene Stelle entsprach genau ihren Vorstellungen, deshalb bewarb sie sich kurzerhand. „Der Kurs hat mich so gut auf das Vorstellungsgespräch vorbereitet, dass ich auf alle Fragen eine fundierte Antwort hatte“, sagt Sina Ritter. Bewusst habe sie sich zunächst auf eine Stellvertreter-Position beworben, um langsam in ihre neue Aufgabe reinzuwachsen. Irgendwann will sie dann auch Leiterin einer Kita werden, denn eines hat der Kurs sie gelehrt: „Mütter fühlen sich oft gehemmt, Führungspositionen zu übernehmen. Jetzt kann ich mich aber hinstellen und sagen: Ich kann das.“
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			Informationen zu „KiTa Plus“ bei Birgit Spindler von der wiosak Bremerhaven, T 0471 . 5 95 22 oder b.spindler@wisoak.de.

		

	
		
			Kultur

			Fotoausstellung 

			„Bremen macht sauber“

			Zu sehen ab 1. August 2017 im Vegesacker Geschichtenhaus, Zum Alten Speicher 5 A, Bremen-Vegesack

			Ob im Weserstadion, dem Theater am Goetheplatz oder im Bauch eines Schiffes – Reinigungsfachkraft ist ein Beruf mit vielen Facetten. Isabel Winarsch und Silke Kirchhoff porträtieren in fünf kurzen Fotostrecken verschiedene Reinigungsberufe. 
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			Er hat ihn jeden Morgen, den heiß begehrten Platz ganz vorne an der Scheibe. Nur, dass er nicht für Fingerabdrücke sorgt, sondern sie beseitigt. Seit acht Jahren arbeitet Detlef Köppen als Reinigungskraft und Gärtner im Zoo am Meer in Bremerhaven.

		

	
		
			Galerie der Arbeitswelt

			Einstieg in die Ausbildung

			Baby-Strampler und Chefarzt-Kittel gehen ebenso durch Safia Jashars Hände wie Bettbezüge und die blaue Operationskleidung. Im Wäschelager des Klinikums Links der Weser (LDW) macht sie seit Sommer 2016 die Einstiegsqualifizierung zur Hauswirtschafterin

			Text: Anette Melerski – Foto: Kay Michalak
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			Kleidung für die Kleinsten: Safia Jashar sucht Baby-Bodys für die Entbindungsstation zusammen 

			Als Safia Jashar 18-jährig mit ihren Eltern aus Mazedonien nach Bremen kommt, liegt der Gedanke an eine Berufsausbildung noch fern. Zwei Deutschkurse und diverse Beratungsstunden später steht sie jetzt vor ihrer Ausbildung zur Hauswirtschafterin. Denn dass sie im August den Einstieg in das erste Lehrjahr schaffen wird, daran zweifeln weder die Leiterin des Wäschelagers, Regine Hildebrand, noch Claudia Jacob vom Bremer und Bremerhavener Integrationsnetz (bin). Beide fördern und fordern die 22-Jährige: „Durch Frau Jacob habe ich eine Idee davon bekommen, was für mich überhaupt möglich ist. Und Frau Hildebrand bringt mir bei, was ich als Hauswirtschafterin rund um Wäsche wissen muss.“ 

			In den Beratungsgesprächen mit Claudia Jacob musste Safia Jashar erst einmal Fragen beantworten: wo sie ihre Stärken sieht, welche Tätigkeiten sie sich gut vorstellen kann und welche eher nicht. „Man kann die Leute nicht einfach in irgendetwas hineinstecken, nur weil dort ein großer Bedarf herrscht. Es muss auch nach Neigungen und Erfahrungen gehen“, so Claudia Jacob, die der jungen Frau auch bei aufenthaltsrechtlichen Fragen zur Seite steht. Um einen realistischen Eindruck vom Berufsleben zu bekommen, sehen sie sich Filme über Berufe an und Jashar macht Praktika: in einer Bäckerei, bei einer Kosmetikerin und in einer Kindertagesstätte. 

			Wer das Wäschelager im Erdgeschoss des LDW sucht, kann auch seiner Nase nachgehen. Es riecht nach frisch gestärkter Wäsche und Bügeldampf. Vor der Tür stehen Gitterwagen zur Abholung bereit. Diese Wagen mit Wäsche zu bestücken, ist eine der Aufgaben von Safia Jashar: „Morgens fülle ich als erstes die Wagen mit allem auf, was die Stationen bestellt haben: Bettzeug, Handtücher und Kittel zum Beispiel. Die Entbindungsstation braucht auch Kleidung für neugeborene Babies – das stelle ich besonders gerne zusammen. Aber eigentlich macht mir alles hier Spaß.“ Als eine der Nähdamen – so heißt es auf dem Schild am Eingang der Näherei – bessert sie die Textilien auch aus. Und damit die Patienten wissen, in welchem der vier Bremer Krankenhäuser ihr Bett steht, patcht sie den roten Krankenhaus-Schriftzug auf die Arbeitskleidung all derer, die auf Station arbeiten. 

			Ihre Arbeitszeit verbringt Safia Jashar wochenweise im Wäschelager, in der Ausbildungswerkstatt oder der Berufsschule. Neben Mathe, Englisch, Politik, Alten- und Kinderpflege steht auch Deutsch auf ihrem Stundenplan. Zusätzlich verbringt sie jeden Samstag sechs bis acht Stunden beim Deutschunterricht: „Das bringt natürlich was, aber am meisten lerne ich von Frau Hildebrand und den Kolleginnen: nicht nur die Sprache. Ich lerne auch zu prüfen, wie viel Wäsche jede Station verbraucht, wie das in Listen eingetragen und abgerechnet werden muss.“ Dokumentation und Organisation wird sie auch auf den weiteren Stationen ihrer Ausbildung begleiten: in der Küche und der Hausreinigung. Wird die Einstiegsqualifizierung bei Safia Jashar auf die Ausbildung angerechnet, kann diese bis zu sechs Monate verkürzt werden.

			Bis das soweit ist, sorgt Regine Hildebrand dafür, dass ihre Mitarbeiterin an allen Pflichtfortbildungen für das nicht pflegende Personal teilnimmt: etwa zu Hygiene, Brand- und Arbeitsschutz und Reanimation. „Da lernt man zum Beispiel, was zu tun ist, bevor das Reanimationsteam kommt: die Herzdruck-Massage funktioniert am besten zu AC/DCs „Highway to Hell“, erklärt Safia Jashar. 

			Einstiegsqualifizierung

			In einer Einstiegsqualifizierung lernen junge Menschen in sechs bis zwölf Monaten Teile eines Ausbildungsberufs kennen. Im Anschluss können sie bei entsprechender Eignung eine Ausbildung beginnen. Für Geflüchtete bietet das Bremer und Bremerhavener Integrationsnetz Beratungen an und unterstützt sie beim Einstieg in Ausbildung, Studium und Arbeit und bei aufenthaltsrechtlichen Fragen. 

			→ www.bin-bremen.de

		

	
		
			beruf und Familie

			Wege für Alleinerziehende 

			In Bremen leben immer mehr Alleinerziehende. Oft gehen sie arbeiten, doch bei vielen reicht das Einkommen nicht zum Leben. Warum das so ist und was sie unterstützen könnte, zeigt eine aktuelle Alleinerziehenden-Befragung und die Geschichte von Julia Bitomsky

			Text: Janina Weinhold – Foto: Kay Michalak
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			Julia Bitomsky kümmert sich seit neun Jahren allein um Greta (12) und Jakob (14, nicht auf dem Bild)

			„Wir haben wenig Platz, aber es geht uns gut. Mein Job passt zu unserem Leben und seit einiger Zeit gibt es keinen Streit mehr mit meinem Ex-Mann“, beschreibt Julia Bitomsky ihr Lebensgefühl. Seit neun Jahren kümmert sie sich alleine um Jakob (14) und Greta (12). Seit zweieinhalb Jahren arbeitet sie als Verwaltungsangestellte für ein Arbeits-und Ausbildungsprojekt für Jugendliche bei einem sozialen Träger. „Meine 35-Stunden-Stelle bringt kein hohes Gehalt, aber mein Arbeitgeber ist familien- und arbeitnehmerfreundlich“, erzählt die Alleinerziehende. Nur an einem Tag arbeitet sie lange. Sonst schafft sie es meist rechtzeitig zurück bis ihre Kinder aus der Schule kommen. Beide besuchen Schulen mit Mittagessen. „Sie können inzwischen auch alleine bleiben, das erleichtert mir vieles“, sagt sie. Ihr Weg bis zu diesem Punkt war nicht leicht. 

			Rund 18.000 Alleinerziehende leben im Land Bremen. „Fast jeder dritte Haushalt ist alleinerziehend. Diese Familienform zählt längst zum Lebensalltag in Bremen. Und sie wächst“, sagt Esther Schröder, Referentin für Gleichstellungs- und Geschlechterpolitik bei der Arbeitnehmerkammer Bremen. Die Hälfte aller Alleinerziehenden ist auf Arbeitslosengeld II angewiesen oder muss aufstocken. Aktuell geraten wieder mehr Einelternfamilien in diese Lage. Die Arbeitnehmerkammer hat gemeinsam mit dem Senator für Arbeit und dem Jobcenter Bremen rund 1.300 betroffene Alleinerziehende befragt. „Wir möchten im O-Ton erfahren, wie es um das Lebensgefühl, die Alltagsrealität und die Wünsche von Alleinerziehenden steht“, erklärt Schröder. Mehr als die Hälfte der Alleinerziehenden meldete zurück, beim Bewerben und beim Thema Wohnen Benachteiligung erlebt zu haben. Bitomsky etwa wünscht sich ein gemeinsames Wohnzimmer. „Die Vierzimmerwohnungen im Umkreis liegen mit rund 1.000 Euro kalt jedoch weit über meinem Budget“, erzählt sie. Eine Trennung und dazu noch ein Umzug in einen neuen Stadtteil wollte sie ihren Kindern nicht zumuten. Also ist die kleine Küche das gemeinsame Wohnzimmer.
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			Sich nach der Arbeit als Mutter gut zu fühlen, musste sie erst lernen. „Früher habe ich jeden Tag gekocht, weil ich es so aus meiner Kindheit kenne und meine Kinder das Mensaessen nicht besonders mögen. Mittlerweile erlaube ich mir aber auch, es nicht zu schaffen, ohne mich schlecht zu fühlen“, erzählt Bitomsky. Mit zwei kurzen Arbeitstagen in der Woche bewältigt sie auch noch den Haushalt, Einkauf und sonstige Termine. Die Hälfte der befragten Alleinerziehenden fühlt sich zwar gesund, arbeitsbedingt aber gestresst und auch öfter am Limit. Nur zehn Prozent werden bei der Kinderbetreuung vom Ex-Partner unterstützt. Im Notfall oder in den Sommerferien finden fast 70 Prozent nur schwer oder gar keine Betreuung für ihre Kinder. „Ohne meine Mutter hätte ich die letzten Jahre nicht geschafft. Sie hat mich immer unterstützt und mir so wertvolle Zeit geschenkt“, erzählt sie. 

			Julia Bitomsky hat eine kaufmännische Ausbildung und Berufserfahrung in der Schifffahrts- und Medienbranche. Sie heiratet und nimmt für die gemeinsamen Kinder Erziehungszeit. Als Greta drei Jahre alt ist, versucht sie in Teilzeit in ihren alten Job zurückzukehren. „Innerlich nur ungern, denn in der Verkaufsbranche sind 50 Stunden die Woche und Erfolgsdruck üblich. Teilzeit ist nicht gerne gesehen. Deshalb habe ich meinen alten Job verloren und auf meine Bewerbungen hagelte es Absagen“, erzählt sie. Auch unter den Alleinerziehenden im Leistungsbezug arbeiten immer noch rund 46 Prozent – jedoch in Teilzeit, Midi- oder Minijobs. Viele müssen aufstocken. Die Antwortbögen verraten auch, dass 72 Prozent keinen Unterhalt bekommen. Nicht einmal die Hälfte erhält alternativ Unterhaltsvorschuss vom Jugendamt. „Beide Elternteile sind rechtlich dazu verpflichtet, angemessen für ihre Kinder aufzukommen. Wir sprechen beim Unterhalt über einen Rechtsanspruch. Alleinerziehende brauchen aber Unterstützung, um ihn durchzusetzen. Sonst müssen sie – auch mit guter Kinderbetreuung – das Familieneinkommen alleine verdienen“, sagt Gleichstellungsexpertin Schröder. Am 1. Juli wurden die bislang geltenden Beschränkungen zum Unterhaltsvorschuss aufgehoben. Gezahlt wurde bisher 72 Monate lang und maximal bis zum zwölften Lebensjahr des Kindes. Der Anspruch gilt jetzt ununterbrochen bis zum 18. Lebensjahr. Wenn Alleinerziehende zusätzlich aufstocken müssen, wird der Unterhaltsvorschuss jedoch angerechnet. „Mehr Geld vom Jugendamt bedeutet zugleich weniger Geld vom Jobcenter. Ein typischer „Verschiebebahnhof“ zwischen den Behörden“, sagt Gleichstellungsexpertin Schröder zur Gesetzesänderung. 

			Julia Bitomsky hat sich während der Scheidung einen Unterhaltstitel vor Gericht erstritten. „Meine Anwältin war weltklasse“, sagt sie, zögert aber dabei. Sie spricht nicht gerne über die Zeit der Trennung. Bis zur endgültigen Scheidung vergehen fünf Jahre. Während einer Weiterbildung leben sie und die Kinder zunächst von Trennungs- und Kindesunterhalt. Trotzdem ist das Geld knapp und sie erhält Wohngeld und eine blaue Karte für die Kinder. Arbeit als Immobilienmaklerin scheitert an Abendterminen. Ein Minijob bei einem Elternverein ermöglicht ihr erste Erfahrungen im Verwaltungsbereich. Als die Scheidung durch ist, rutscht sie mit Minijob in Hartz IV. Beim Jobcenter erkämpft sie sich ein Berufsfindungs-Seminar mit Firmenbesuchen. „Ich wollte endlich eine zu mir passenden Stelle. So habe ich meinen heutigen Chef kennengelernt und meinen Wechsel vom Kaufmännischen in die Büroverwaltung geschafft“, sagt sie. Für Kammerexpertin Esther Schröder brauchen Alleinerziehende ein besseres Einzelfall-Management. 67 Prozent der arbeitslosen Alleinerziehenden in Bremen haben keine Berufsausbildung. „An erster Stelle muss geklärt werden, wohin die Betroffenen wollen und woran sich anknüpfen lässt. Wir brauchen eine Berufsausbildungsoffensive, gute Angebote auch in Teilzeit“, fordert sie. 

			Julia Bitomsky hat sich bereits zum zweiten Mal vor Gericht um angemessenen Unterhalt gestritten, als ihr Ex-Partner weniger zahlen wollte. Sie bekam Recht. Die Kinder sind alle vierzehn Tage beim Vater. „Wir haben uns arrangiert und sparsam leben macht mir nichts aus. Nur der Urlaub fehlt. Erholung wäre so wichtig“, sagt sie. 

				Der Wunsch nach günstigem Wohnraum spiegelt sich auch in der Befragung. Wünsche wie kostenlose Freizeitangebote für die Kinder oder eine Kur zeigen für Gleichstellungsreferentin Schröder politischen Handlungsbedarf: „Erst wenn die Existenzsicherung mit Unterhalt und gesundem Wohnumfeld gegeben ist, haben Alleinerziehende den Handlungsspielraum für ihre berufliche Perspektive.“ Kinderbetreuung und flexible Ausbildungs- und Arbeitszeitmodelle helfen allen Familien bei der Vereinbarkeit von Familie und Beruf.

			Die Befragung

			Befragt wurden 1.267 Alleinerziehende, die in Abhängigkeit vom Jobcenter leben (also voll oder aufstockend Grundsicherungsleistung beziehen). 46 Prozent von ihnen arbeiten, 35 Prozent sind arbeitslos. 72 Prozent bekommen keinen Unterhalt vom anderen Elternteil, davon wiederum bekommen 44 Prozent Unterhaltsvorschuss vom Staat.
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			Die Publikation zur Befragung erscheint im August 2017. Download unter: → www.arbeitnehmerkammer.de (Suchwort: alleinerziehend)

		

	
		
			Arbeit & gesundheit 

			Zurück in den Job nach psychischer Erkrankung

			Depressionen oder Burn-out sorgen in einer leistungsbetonten Arbeitswelt oft für Irritation. Betroffenen kann ein betriebliches Wiedereingliederungsmanagement zurück in den Arbeitsalltag helfen. Eine neue Bremer Studie zeigt jedoch Verunsicherung und Aufklärungsbedarf bei Betriebs- und Personalvertretern

			Text: Janina Weinhold – Foto: Kay Michalak

			Andreas Holms* arbeitet im Kundenservice mit strikten zeitlichen Vorgaben für Kundengespräche. Sein Abteilungsleiter fordert tägliche Nachweise für optimierte Kundengespräche. Als er auch privat stark eingespannt ist, bekommt er auf der Arbeit Panik und kann keinen klaren Gedanken mehr fassen. Sein Arzt schreibt ihn mit einer Angst- und Überlastungsstörung für fast acht Wochen krank. Bei seiner Rückkehr wird ihm ein BEM-Gespräch angeboten. BEM steht für „Betriebliches Eingliederungsmanagement“. Holms ist zunächst skeptisch.

				„Das BEM soll den Arbeitsplatz und die individuelle Leistungsfähigkeit schützen. Handeln die betrieblichen Akteure entsprechend, müssen sich Betroffene keine Sorgen machen. Der Arbeitgeber muss alle Möglichkeiten zum Erhalt der Arbeitsfähigkeit und des Arbeitsplatzes ausschöpfen“, erklärt Dennis Wernstedt, Berater Mitbestimmung und Technologieberatung bei der Arbeitnehmerkammer. 

			Psychische Erkrankungen wie Angststörungen oder Depressionen nehmen zu. Als psychisch belastend am Arbeitsplatz gelten etwa geringe Entscheidungsspielräume bei hoher Aufgabenverdichtung. Oft sind aber nicht nur arbeitsbedingte Faktoren Auslöser. Häufig erfordert eine Wiedereingliederung eine Einzelfalllösung.

			„Betriebsräte nehmen hier eine Schlüsselrolle ein, weil sie gute Einblicke in alle Bereiche des Unternehmens haben“, sagt Stephanie Pöser, Projektmitarbeiterin am Institut Arbeit und Wirtschaft (iaw). Das Institut hat Mitarbeitervertreter und externe Experten zu ihren bisherigen Erfahrungen befragt. Viele beschrieben Unsicherheiten. „Das richtige Maß an Rücksichtnahme wurde oft thematisiert. Den Kollegen vor einer neuen Überforderung und gleichzeitig alle anderen Mitarbeiter vor Mehrbelastungen zu schützen ist ein Balanceakt“, erzählt Pöser. Hier zeigt sich ein Bedarf an Schulungen zum sensiblen Umgang mit psychischen Erkrankungen. Solche Kurse bietet etwa das Integrationsamt Bremen an. Auch die Arbeitnehmerkammer berät Betriebsräte zu gesunden Arbeitsbedingungen und psychischen Belastungen. Pöser empfiehlt Betrieben außerdem, alle Mitarbeiter über den Ablauf und das Ziel eines BEM aufzuklären. Eine Vertrauenskultur im Betrieb hilft Ängsten vorzubeugen. 

			Im Fall von Andreas Holms hat ein Neustart in einer Abteilung ohne Kundenkontakt geholfen, sein Wissen im Betrieb zu halten, ohne seine Gesundheit zu gefährden.

			* Name von der Redaktion geändert
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			Die Rückkehr an den Arbeitsplatz nach psychischer Erkrankung sollte vom Arbeitgeber sensibel begleitet werden

			BEM

			Fällt ein Mitarbeiter länger als sechs Wochen aus, sind Betriebe dazu verpflichtet ihm ein BEM-Verfahren anzubieten: Arbeitgeber und Arbeitnehmer sollen gemeinsam Lösungen für Fehlbelastungen erarbeiten, um die Leistungsfähigkeit langfristig zu erhalten. Die Teilnahme ist für Beschäftigte freiwillig. Mitarbeitervertreter haben Kontroll- und Gestaltungsrechte.
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			Die Broschüre „Psychische Gesundheitsrisiken als Herausforderung für das BEM“ finden Sie unter → www.arbeitnehmerkammer.de

		

	
		
			Alphabetisierung 

			Wenn der Lieferschein ein Rätsel bleibt

			Rund 60.000 Bremerinnen und Bremer gelten nach der Level-One-Studie zur Schriftsprachkompetenz als „funktionale Analphabeten“. 14,5 Prozent der deutschsprachigen Erwachsenen im Erwerbsalter können nur einzelne Wörter und Sätze, aber keine zusammenhängenden Texte schreiben oder lesen. Jeder zweite Betroffene arbeitet

			Text: Janina Weinhold – Foto: Kay Michalak
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			Simon K.* arbeitet seit Jahren bei einer Spedition im Lager. Wenn eine Warenlieferung ankommt, sagt er seinem Kollegen: „Mach du den Papierkram, ich lade schon mal den Lkw aus.“ Hat sein Kollege frei, meldet er sich krank. Niemand soll merken, dass er den Lieferschein nicht bearbeiten kann. Dafür schämt er sich. Helfen würde ihm ein Alphabetisierungskurs für Erwachsene. „Nur die Hälfte der Lernenden in unseren Kursen arbeitet. Offenbar ist es für sie ein großer Schritt, an zwei Abendterminen pro Woche lesen und schreiben zu üben“, sagt Monika Wagener-Drecoll, Leiterin Grundbildung an der Volkshochschule Bremen. Sie weiß: „Meist haben Betroffene schlechte Lernerfahrungen gemacht und Selbstzweifel.“ 

			Susanne Achenbach, Referentin für Bildung und Ausbildung bei der Arbeitnehmerkammer Bremen, stellt sich vor die Betroffenen. „Die hohe Zahl der Betroffenen zeigt klar die bildungspolitischen Wurzeln beim Thema fehlender sicherer Umgang mit Schriftsprache“, betont sie. Bremen hat sich mit der „Nationalen Dekade für Alphabetisierung und Grundbildung“ zu mehr Engagement verpflichtet. „Noch haben wir nur knapp 500 Kursplätze für etwa 60.000 Menschen, die im Alltag an Schriftsprache scheitern. Damit sich deutlich mehr Menschen neu ans Lernen wagen können, braucht es mehr und auch neue Angebote“, fordert Achenbach. 

			Zwei noch junge Projekte setzen am Arbeitsplatz an und wollen eine neue Brücke zum Lernen bauen. Das DGB-Projekt „Mento“ richtet sich an Arbeitskollegen, Betriebs- und Personalräte. „Wir bilden sie zu Mentoren aus. Sie lernen typische Vermeidungsstrategien zu erkennen und die Betroffenen zu einem Kurs zu ermutigen“, erklärt Inga Neubauer, Mento-Regionalkoordinatorin, das Prinzip. Erste Mentoren können nun gezielt helfen. „Bisher wussten Kollegen oft unterschwellig von dem Problem, aber nichts von Lese- und Schreibkursen für Erwachsene“, sagt sie. 

			Das Bildungszentrum der Wirtschaft im Unterwesergebiet wirbt direkt bei Betrieben für Alphabetisierungskurse im Unternehmen. Projektleiterin Marion Woelk-Heder berichtet: „Das Projekt ‚Alphagrund‘ lehrt Lesen und Schreiben mit direktem Job-Bezug. Oft zögern die Unternehmen. Doch mit zunehmendem Dokumentationsaufwand steigen auch der Bedarf und die Bereitschaft, Mitarbeiter mit Grundbildungskursen fitter zu machen.“ Für Kammerexpertin Susanne Achenbach sind beide Projekte gute Ansatzpunkte. Politisch fordert sie deutlich mehr Aufmerksamkeit und Ressourcen und die Enttabuisierung des Problems in Gesellschaft, Bildungssystem und im Betrieb.

			Simon K. erhielte dann die Chance, den „Papierkram“ selbst zu machen und einen ersten Schritt in eine neue Welt zu gehen.

			* Name von der Redaktion geändert

			
				
					[image: ]
				

			

			Lese- und Schreibkurse für Deutsche bietet die Volkshochschule Bremen: Anmeldung und Info im Fachbereich Grundbildung: T 0421.36 15 95 20

			Beratung für Betroffene, Familie und Freunde beim alpha-Telefon: T 0800.53 33 44 55

			Mehr Infos zu den Projekten:

			→ www.dgb-mento.de 

			→ www.alphagrund-projekt.de

		

	
		
			Arbeit & Recht 

			Alles, was Recht ist 

			Rechtstipp

			Umkleidezeit = Arbeitszeit?

			Wenn der Arbeitgeber das Tragen einer bestimmten Kleidung vorschreibt und das Umkleiden im Betrieb erfolgen muss, ist die Umkleidezeit Arbeitszeit und muss vergütet werden. Auch der Weg von und zur Umkleidemöglichkeit im Betrieb ist hier eingeschlossen. Im Zweifelsfall dürfen die Gerichte die Umkleidezeit schätzen. 

			Ausnahme: Tarifvertragsparteien können vereinbaren, dass das vom Arbeitgeber angeordnete Umkleiden im Betrieb nicht zur vergütungspflichtigen Arbeitszeit zählt.

			Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 26.10.2016 – 5 AZR 168/16 und Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 13.12.2016 – 9 AZR 574/15 

			Martina Werlich, Rechtsberaterin in Bremen-Nord
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			Steuertipp

			Insolvenzrecht: Neue Pfändungsfreigrenzen 

			Wenn Beschäftigte sich verschuldet haben und eine Pfändung droht, ist oft unklar, wie viel vom Lohn oder Gehalt übrig bleibt.

			Die Pfändungsgrenze für das persönliche monatliche Arbeitseinkommen ist in der Pfändungstabelle festgelegt. Diese wird alle zwei Jahre aktualisiert. So ist gesichert, dass dem Verschuldeten das Existenzminimum zum Leben zur Verfügung steht. 

			Ab 1. Juli 2017 gelten neue Freigrenzen für Arbeitseinkommen: Für Alleinstehende fallen ab einem Nettoeinkommen von 1.140 Euro Pfändungsbeträge an. Bei Unterhaltsverpflichtungen erhöht sich der Freibetrag.

			Wichtig: Liegt das Einkommen über dem unteren Freibetrag, so wird nicht automatisch der gesamte Mehrverdienst an die Gläubiger abgeführt. Dem Schuldner bleibt als Arbeitsanreiz ein erhöhter Betrag, der ebenfalls in der Pfändungstabelle geregelt ist. Auch auf Inhaber von Pfändungsschutzkonten wirken sich die Erhöhungen entsprechend aus.

			Vera Bächle-Dorrong, Beraterin Insolvenzrecht in Bremen
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			Rechtsirrtum

			„Wenn mein Kind 18 Jahre alt wird, brauche ich keinen Unterhalt mehr zu zahlen“

			Das stimmt so nicht.

			Eine Altersbegrenzung besteht bei einer Unterhaltspflicht gegenüber einem Kind nicht. Unterhalt muss für ein volljähriges Kind für die Dauer einer Berufsausbildung oder eines Studiums übernommen werden oder wenn das Kind krank ist und daher nicht arbeiten kann. Auch für kurze Übergangszeiten, etwa zwischen Abitur und Studienbeginn, ist Unterhalt zu zahlen.

				Solange das volljährige Kind im Haushalt der Eltern oder eines Elternteils lebt, berechnet sich sein Bedarf auf der Grundlage des Einkommens beider Eltern nach der sogenannten Düsseldorfer Tabelle. Lebt das Kind in einer eigenen Wohnung, liegt der Bedarf aktuell bei 735 Euro. Für den Unterhalt haben beide Elternteile aufzukommen.

				Die Unterhaltspflicht entfällt, wenn das Einkommen des Elternteils unter 1.300 Euro netto liegt. Außerdem kann sich der Unterhalt durch eigene Einkünfte des Kindes, wie etwa eine Ausbildungsvergütung oder BAföG, verringern oder ganz entfallen.

			Text: Hanna Mollenhauer

			Juristische Beratung: Marion Dobner, Rechtsberaterin in Bremen
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			Kammermitglieder können sich in Fragen des Arbeitsrechts kostenlos beraten lassen.

		

	
		
			Drei fragen 

			Drei Fragen – zum Jobwechsel

			Muss ich eine Kündigung einfach hinnehmen?

			Nein. Sollte die Kündigung rechtswidrig sein, egal aus welchem Grund, müssen Sie bis spätestens drei Wochen nach Erhalt der schriftlichen Kündigung eine Kündigungsschutzklage beim zuständigen Arbeitsgericht einreichen. Ansonsten wird die Kündigung trotz ihrer Rechtswidrigkeit wirksam. Ist diese Frist zum Beispiel aufgrund einer schweren Krankheit verstrichen, können Sie bis zu zwei Wochen nach Gesundung eine nachträgliche Zulassung der Klage beantragen. 

			Wann droht mir eine Sperrzeit?

			Vereinfacht gesagt wird eine Sperrzeit dann verhängt, wenn Sie eigenverantwortlich an der Beendigung des Arbeitsverhältnisses mitgewirkt haben. Das ist bei Kündigungen regelmäßig der Fall, wenn Sie selbst kündigen oder Ihnen wegen Verletzung des Arbeitsvertrags gekündigt wird. Oder auch, wenn Sie einem Aufhebungsvertrag zustimmen. Es gibt aber dann keine Sperrzeit, wenn Sie für die Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses einen anerkannten Grund haben, etwa bei schwerem Mobbing oder auch, wenn Sie zu Ihrem Ehepartner in eine andere Stadt ziehen. Hier entscheidet der Einzelfall.

			Kann ich eine Abfindung verlangen, wenn mir gekündigt wird? 

			Nur in Ausnahmefällen – etwa, wenn es einen Sozialplan gibt. In der Regel wird das jedoch nicht der Fall sein, denn einen generellen Anspruch auf eine Abfindung kennt das deutsche Arbeitsrecht nicht. Das gilt selbst dann, wenn das Arbeitsverhältnis viele Jahre gedauert hat. Abfindungen werden häufig von Arbeitgebern angeboten, um eine Kündigungsschutzklage des Beschäftigten zu vermeiden. 

			Philipp Flunkert

			arbeitet seit April 2014 als Rechtsberater bei der Arbeitnehmerkammer in der Geschäftsstelle in Bremen-Nord. Er berät Mitglieder nicht nur zu Fragen des Arbeits- und Sozialversicherungsrechts, sondern in allen Bereichen der öffentlichen Rechtsberatung, zum Beispiel bei Mietstreitigkeiten oder Problemen mit Kaufverträgen.
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			Foto: Stefan Schmidbauer
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			Infoveranstaltungen: 

			Jobwechsel – Kündigung, Abfindung, Sperrzeit

			22. August 2017, 18 Uhr, Lindenstraße 8, Bremen-Vegesack, 

			um Anmeldung wird gebeten: T 0421.6 69 50-0

			→ Probleme mit dem Jobwechsel? Als Mitglied der Arbeitnehmerkammer können Sie sich arbeitsrechtlich beraten lassen.

		

	
		
			Leserfoto

			Auf dem Weg zur Arbeit 
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			Heidi Röken: „Ich genieße die Fahrt aus Habenhausen zur Arbeit in der Neustadt mit einer kurzen Radtour entlang der Weser – besonders wenn morgens noch nicht soviel los ist.“

			[image: ]

			Liebe Leserinnen und Leser, was fällt Ihnen ins Auge auf dem Weg zur Arbeit – was finden Sie besonders schön oder bemerkenswert, lustig oder absurd? Schicken Sie uns Ihre Fotos. → bam@arbeitnehmerkammer.de
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			Beratungsangebote & Öffnungszeiten

			Wir sind für Sie da!

			Rechtsberatung

			Bremen-Stadt

			Bürgerstraße 1

			28195 Bremen

			T 0421. 3 63 01- 0

			→ Arbeits- und Sozialversicherungsrechtsberatung / Öffentliche Rechtsberatung * 

			Persönliche Beratung 

			(ohne Termine)

			Mo, Di, Do, Fr	9 – 12 Uhr

			Mo und Mi	14 –18 Uhr

			Telefonische Beratung Arbeits- und Sozialversicherungsrecht 

			T 0421. 3 63 01-11

			Mo – Do 		9 – 16 Uhr

			Fr 			9 – 12.30 Uhr

			→ Steuerrechtsberatung

			Terminvereinbarung

			T 0421. 3 63 01 - 59

			Telefonische Steuerrechtsberatung

			T 0421. 3 63 01- 40

			Mo – Fr 	11 – 13 Uhr

			→ Arbeitslosenrechtsberatung

			Persönliche Beratung 

			(ohne Termine)

			Mo, Di, Do	9 – 12 Uhr

			Mo	14 –18 Uhr

			Weitere Informationen

			T 0421. 3 63 01- 23

			Bremen-Nord

			Lindenstraße 8

			28755 Bremen

			T 0421.6 69 50-0

			→ Arbeits- und Sozialversicherungsrechtsberatung / Öffentliche Rechtsberatung *

			Persönliche Beratung 

			(ohne Termine)

			Mo, Di, Do, Fr	9 – 12 Uhr

			Mo und Do	14 –18 Uhr

			Telefonische Beratung Arbeits- und Sozialversicherungsrecht

			T 0421. 3 63 01-11

			Mo – Do	9 – 16 Uhr

			Fr	9 – 12.30 Uhr

			→ Steuerrechtsberatung

			Terminvereinbarung

			T 0421.6 69 50-0

			Telefonische Beratung 

			T 0421. 3 63 01- 40

			Mo – Fr 	11 – 13 Uhr

			Bremerhaven

			Barkhausenstraße 16

			27568 Bremerhaven

			T 0471.9 22 35-0

			→ Arbeits- und Sozialversicherungsrechtsberatung / Öffentliche Rechtsberatung *

			Persönliche Beratung 

			(ohne Termine)

			Mo, Di, Do, Fr	9 – 12 Uhr

			Mo und Mi 	14 –18 Uhr

			Telefonische Beratung Arbeits- und Sozialversicherungsrecht 

			T 0471.9 22 35-11

			Mo – Do	9 – 16 Uhr

			Fr	9 – 12.30 Uhr

			→ Steuerrechtsberatung

			Terminvereinbarung

			T 0471.9 22 35-59

			Telefonische Beratung 

			T 0471.9 22 35-10

			Mo – Fr 	11 – 13 Uhr

			*  Wenn Sie im Land Bremen wohnen und Ihr Einkommen eine bestimmte Grenze nicht übersteigt, können Sie die öffentliche Rechtsberatung des Landes Bremen in der Arbeitnehmerkammer gegen zehn Euro Gebühr in Anspruch nehmen (z. B. zum Familienrecht, Kaufvertragsrecht, Mietrecht, Verbraucherinsolvenz). Auch Kammermitglieder informieren wir in diesen Rechtsgebieten gegen zehn Euro Gebühr

		

		
			→ Beratung für Betriebs- und Personalräte

			Bremen T 0421.3 63 01-962 

			Bremerhaven  T 0471.9 22 35-24 oder -31

			@ mitbestimmung@arbeitnehmerkammer.de 

			Telefonische Beratung 

			T 0421.3 63 01-960, Mo – Fr 10 – 12 Uhr

			→ Beratung zur Anerkennung ausländischer Abschlüsse 

			T 0421.3 63 01-954 

			@ anerkennung@wah.bremen.de

			→ Beratung zu Berufskrankheiten 

			T 0421.6 69 50-36  

			@ bk-beratung@arbeitnehmerkammer.de

			→ Weiterbildungsberatung 

			T 0421.3 63 01-432 

			 @ weitermitbildung@arbeit.bremen.de

			→ Beratung bei der Verbraucherzentrale

			Mitglieder der Arbeitnehmerkammer zahlen für Beratungen etwa zur 

			privaten Altersvorsorge, zu Riester-Verträgen oder zur Berufsunfähig-

			keitsversicherung nur die Hälfte für eine Beratung von bis zu 1,5 Stunden. 

			Zusätzlich gibt es fast 30 Ratgeber zum halben Preis.

			Bremen  T 0421.16 07 77  

			Bremerhaven  T 0471.2 61 94 

			www.verbraucherzentrale-bremen.de
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			BAM im Abo 

			Wollen Sie das BAM kostenlos nach Hause geschickt bekommen und weitere Vorteile genießen? Holen Sie sich die KammerCard! 

			→ www.arbeitnehmerkammer.de/kammercard
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			Beruflich weiter durch Bildung 

			Die Wirtschafts- und Sozialakademie der Arbeitnehmerkammer bietet Fort- und Weiterbildungen für Beschäftigte. 

			→ www.wisoak.de

			www.arbeitnehmerkammer.de 
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